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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Vierte Kammer)

16. September 2013 *

»Wettbewerb — Kartelle — Belgischer, deutscher, franzosischer, italienischer, niederléndischer und

osterreichischer Markt fiir Badezimmerausstattungen — Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung
gegen Art. 101 AEUV und Art. 53 EWR-Abkommen festgestellt wird — Koordinierung von
Preiserh6hungen und Austausch sensibler Geschiftsinformationen — Zurechenbarkeit der

Zuwiderhandlung — Geldbuflen — Leitlinien von 2006 fiir das Verfahren zur Festsetzung von
Geldbuflen — Schwere der Zuwiderhandlung — Koeffizienten — Mildernde Umstinde —
Erméfligung der Geldbuf3e — Erheblicher Mehrwert”
In der Rechtssache T-408/10

Roca Sanitario, SA, mit Sitz in Barcelona (Spanien), Prozessbevollméchtigte: Rechtsanwilte ]. Folguera
Crespo und M. Merola,

Klagerin,
gegen
Europidische Kommission, zunichst vertreten durch F. Castillo de la Torre, A. Antoniadis und
F. Castilla Contreras, dann durch F. Castillo de la Torre, A. Antoniadis und F. Jimeno Fernindez als
Bevollméchtigte,

Beklagte,
wegen teilweiser Nichtigerklarung des Beschlusses K(2010) 4185 endg. der Kommission vom 23. Juni
2010 in einem Verfahren nach Art. 101 [AEUV] und Art. 53 EWR-Abkommen (Sache COMP/39092 —
Badezimmerausstattungen) und, hilfsweise, Herabsetzung der mit diesem Beschluss gegen die Klagerin
verhdngten Geldbufle,
erlasst

DAS GERICHT (Vierte Kammer)

unter Mitwirkung der Présidentin I. Pelikinova, der Richterin K. Jirimée (Berichterstatterin) und des
Richters M. van der Woude,

Kanzler: J. Palacio Gonzélez, Hauptverwaltungsrat,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 6. Mérz 2013

folgendes

* Verfahrenssprache: Spanisch.
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Urteil !

[nicht wiedergegeben]

Verfahren und Antriage der Parteien

Mit Klageschrift, die am 8. September 2010 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat die
Klégerin die vorliegende Klage erhoben.

Das Gericht (Vierte Kammer) hat auf Bericht der Berichterstatterin beschlossen, die miindliche
Verhandlung zu eroffnen, und im Rahmen prozessleitender Mafinahmen nach Art. 64 der
Verfahrensordnung des Gerichts schriftliche Fragen an die beiden Parteien gerichtet, die diese
fristgerecht beantwortet haben.

Die Beteiligten haben in der Sitzung vom 6. Mirz 2013 miindlich verhandelt und die miindlichen
Fragen des Gerichts beantwortet.

Die Klédgerin beantragt,

— die Art. 1, 2 und 4 des angefochtenen Beschlusses teilweise fiir nichtig zu erkldren, soweit diese sie
betreffen;

— hilfsweise, die gegen sie verhingte Geldbufle herabzusetzen;
— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Die Kommission beantragt,

— die Klage abzuweisen;

— der Klégerin die Kosten aufzuerlegen.

Rechtliche Wiirdigung

[nicht wiedergegeben]

2. Zum hilfsweise gestellten Antrag auf ErmdfSigung der gegen die Kldgerin verhingten Geldbufse

[nicht wiedergegeben]

Zum zweiten Argument, betreffend jede gegebenenfalls einer Tochtergesellschaft der Kldgerin gewdhrte
ErmidifSigung

Die Klédgerin ersucht das Gericht, jede gegebenenfalls einer ihrer Tochtergesellschaften im Rahmen der
von diesen jeweils erhobenen Klagen in den Rechtssachen T-411/10, Laufen Austria/Kommission, und
T-412/10, Roca/Kommission, gewihrte Geldbuflenerméfligung auf sie zu erstrecken. Wenn sich
namlich ihre Verantwortung, wie von der Kommission in dem angefochtenen Beschluss dargestellt,
allein daraus ergebe, dass sie mit ihren Tochtergesellschaften Roca France und Laufen Austria ein

1 — Es werden nur die Randnummern des vorliegenden Urteils wiedergegeben, deren Veréffentlichung das Gericht fiir zweckdienlich erachtet.
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einziges Unternehmen bilde, miisse jegliche gegebenenfalls der betreffenden Tochtergesellschaft im
Rahmen der von dieser erhobenen Klage gewidhrte Ermifligung der gesamtschuldnerisch verhingten
Geldbufle auch auf sie angewandt werden.

Ohne formlich die Einrede der Unzuldssigkeit dieses Arguments zu erheben, macht die Kommission
im Wesentlichen geltend, die Kldgerin konne sich nicht darauf beschrianken, lediglich auf das
Vorbringen ihrer Tochtergesellschaften Roca France und Laufen Austria in ihren jeweiligen Klagen zu
verweisen, um in den Genuss jeder Geldbuflenerméfligung zu kommen, die diesen gegebenenfalls
gewiahrt werde.

In Beantwortung der Fragen des Gerichts in der miindlichen Verhandlung betreffend die
Auswirkungen des Urteils des Gerichtshofs vom 22. Januar 2013, Kommission/Tomkins (C-286/11 P),
auf die Beurteilung des vorliegenden Arguments hat die Kommission ausgefiihrt, nach diesem Urteil
konne das Gericht nur dann, wenn die Mutter- und die Tochtergesellschaft in ihrer jeweiligen Klage
dhnliche Klagegriinde geltend machten, eine der Tochtergesellschaft gewidhrte Geldbuflenermafligung
auch auf die Muttergesellschaft erstrecken. Dagegen folge aus diesem Urteil keine automatische
Erstreckung einer Geldbuflenermafigung, die einer Tochtergesellschaft im Zusammenhang mit der
von dieser erhobenen Klage gewdhrt worden sei, auf die Muttergesellschaft.

Im Hinblick auf das Vorbringen der Parteien ist in einem ersten Schritt die Zulassigkeit des zweiten
von der Kldgerin zur Stiitzung ihres Antrags auf Geldbuflenerméfliigung vorgebrachten Arguments zu
priifen, bevor in einem zweiten Schritt dessen Begriindetheit gepriift wird.

Zur Zulassigkeit des zweiten Arguments

Nach Art. 21 der Satzung des Gerichtshofs der Union und Art. 44 § 1 Buchst. c der
Verfahrensordnung muss die Klageschrift den Streitgegenstand und eine kurze Darstellung der
Klagegriinde enthalten.

Der Rechtsprechung zufolge muss diese Darstellung so klar und genau sein, dass sie dem Beklagten die
Vorbereitung seiner Verteidigung und dem Gericht die Entscheidung tiber die Klage ermoglicht.
Ebenso muss jeder Antrag in einer Weise begriindet sein, die sowohl dem Beklagten als auch dem
Richter die Beurteilung seiner Begriindetheit ermoglicht (Urteil des Gerichts vom 7. Juli 1994, Dunlop
Slazenger/Kommission, T-43/92, Slg. 1994, 11-441, Randnr. 183). Fiir die Zuldssigkeit einer Klage ist es
somit erforderlich, dass sich die wesentlichen tatsdchlichen und rechtlichen Umstdnde, auf denen sie
beruht, zumindest in gedrdngter Form, aber zusammenhédngend und verstiandlich, aus dem Wortlaut
der Klageschrift selbst ergeben. Zwar kann der Text der Klageschrift zu bestimmten Punkten durch
Bezugnahmen auf in der Anlage beigefiigte Aktenausziige untermauert und ergdnzt werden, doch
kann eine pauschale Bezugnahme auf andere Schriftstiicke, auch wenn sie der Klageschrift als Anlage
beigefiigt sind, nicht das Fehlen der wesentlichen Bestandteile der rechtlichen Ausfithrungen
ausgleichen, die gemif} den genannten Vorschriften in der Klageschrift enthalten sein miissen (vgl.
Urteil des Gerichts vom 17. September 2007, Microsoft/Kommission, T-201/04, Slg. 1999, 1I-3601,
Randnr. 94 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass die Kldgerin sich mit dem zweiten zur Stiitzung ihres
Antrags auf Geldbuflenermafigung vorgebrachten Argument nicht — wie von der Kommission geltend
gemacht — damit begniigt, auf die von ihren Tochtergesellschaften Roca France und Laufen Austria im
Rahmen ihrer jeweiligen Klagen eingereichten Schriftstiicke zu verweisen. Vielmehr stiitzt die Klagerin
dieses Argument ausdriicklich damit, dass die gegen sie verhdngte gesamtschuldnerische Geldbufie vor
dem Hintergrund, dass ihr allein aufgrund ihrer Eigenschaft als Muttergesellschaft die Haftung fiir das
wettbewerbswidrige Verhalten ihrer Tochtergesellschaften auferlegt worden sei, einen simplen Reflex
dieser gesamtschuldnerischen Haftung darstelle. Damit hat die Kldgerin eine eigenstindige
Argumentation entwickelt, nach der sie davon ausgeht, dass ihr als Muttergesellschaft die
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gegebenenfalls ihren Tochtergesellschaften gewidhrte Geldbuflenermifliigung ebenfalls zugutekomme,
ohne dass sie, wie die Tochtergesellschaften, den von der Kommission bei der Berechnung dieser
Geldbufle begangenen Fehler nachweisen miisse.

Demnach ist das Vorbringen der Kommission, das zweite von der Klagerin zur Stiitzung ihres Antrags
auf Geldbuflenermifligung vorgebrachte Argument sei unzuldssig, zuriickzuweisen.

Zur Begriindetheit des zweiten Arguments

Erstens ist darauf hinzuweisen, dass das Gericht mit Urteil vom heutigen Tag in der Rechtssache
T-411/10, Laufen Austria/Kommission, den von Laufen Austria gestellten Antrag auf Erméfligung der
ihr geméfS Art. 2 Abs. 4 Buchst. a und c¢ des angefochtenen Beschlusses auferlegten Geldbuf3e
zuriickgewiesen hat.

Demzufolge ist das zweite von der Kldgerin zur Stiitzung ihres Antrags auf Geldbuflenermifligung
vorgebrachte Argument als ins Leere gehend zuriickzuweisen, soweit es auf eine
Geldbuflenermifligung gerichtet ist, wie sie gegebenenfalls Laufen Austria gewéhrt wiirde.

Zweitens ist darauf hinzuweisen, dass das Gericht mit Urteil vom heutigen Tag in der Rechtssache
T-412/10, Roca/Kommission, die gesamtschuldnerisch gegen Roca France und die Klagerin gemaf3
Art. 2 Abs. 4 Buchst. b des angefochtenen Beschlusses verhdngte Geldbufle wegen fehlerhafter
Beurteilung der von Roca France im Rahmen ihres Antrags auf Geldbuflenerméfliigung gemachten
Angaben durch die Kommission aufgrund der Mitteilung von 2002 tiber Zusammenarbeit herabgesetzt
hat. Aufgrund dessen hat das Gericht eine GeldbufSenermafliigung in Hohe von 6 % gewahrt und die
gesamtschuldnerisch gegen Roca France und die Kldgerin gemdfd Art. 2 Abs. 4 Buchst. b des
angefochtenen Beschlusses verhingte Geldbufle auf 6 298 000 Euro festgesetzt.

Daher ist im Hinblick auf das Vorbringen der Parteien, wie oben in den Randnrn. 189 bis 191
dargestellt, zu priifen, ob die Klédgerin, wie von ihr vorgetragen, allein aufgrund ihrer Eigenschaft als
Muttergesellschaft, die gesamtschuldnerisch fiir die Zahlung der oben in Randnr. 199 erwidhnten
Geldbufle haftet, einen Anspruch auf diese GeldbufSenerméfliigung hat.

Hierzu ist festzustellen, dass der Rechtsprechung zufolge die Haftung der Muttergesellschaft, wenn
diese nicht tatsdchlich am Kartell beteiligt war und ihre Haftung lediglich auf der Teilnahme ihrer
Tochtergesellschaft an diesem Kartell beruht, sich als blof8 abgeleitet und akzessorisch darstellt und
von derjenigen ihrer Tochtergesellschaft abhéngt (vgl. in diesem Sinne Urteil Kommission/Tomkins,
oben in Randnr. 191 angefithrt, Randnr. 39) und daher nicht tiber deren Haftung hinausgehen kann
(vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom 24. Mérz 2011, Tomkins/Kommission, T-382/06, Slg.
2011, II-1157, Randnr. 38, im Rechtsmittelverfahren bestitigt durch das Urteil Kommission/Tomkins,
oben in Randnr. 191 angefiihrt, Randnr. 39).

Im vorliegenden Fall ist darauf hinzuweisen, dass die Kldgerin nicht tatsdchlich an der festgestellten
Zuwiderhandlung beteiligt war. Sie ist ndmlich allein aufgrund ihrer Eigenschaft als
Muttergesellschaft, die das gesamte Gesellschaftskapital ihrer Tochtergesellschaft hélt, als fiir das
Verhalten von Roca France verantwortlich angesehen worden.

Da ihre Haftung sich unter den Umstdnden des vorliegenden Falles somit als blofs abgeleitet und
akzessorisch darstellt und von derjenigen ihrer Tochtergesellschaft abhangt und daher der oben in
Randnr. 201 angefithrten Rechtsprechung zufolge nicht tiber deren Haftung hinausgehen kann, ist
dem Antrag der Kldgerin auf Gewédhrung der Roca France zuerkannten Geldbuflenermifligung
stattzugeben.

Das Vorbringen der Kommission steht diesem Ergebnis nicht entgegen.
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Die Kommission trdgt erstens unter Berufung auf die Urteile des Gerichtshofs vom 14. September
1999, Kommission/AssiDomin Kraft Products u. a. (C-310/97 P, Slg. 1999, 1-5363), und vom 29. Mirz
2011, ArcelorMittal Luxembourg/Kommission und Kommission/ArcelorMittal Luxembourg u. a.
(C-201/09 P und C-216/09 P, Slg. 2011, 1-2239, Randnr. 142), vor, mangels jeglichen Vorbringens der
Kldgerin betreffend die gegen sie gesamtschuldnerisch verhingte Geldbufle habe der angefochtene
Beschluss insoweit, als er ihr eine Geldbufle auferlege, ihr gegeniiber Rechtskraft erlangt, ungeachtet
jeglicher GeldbufSenerméfligung, die gegebenenfalls einer ihrer Tochtergesellschaften im Rahmen ihrer
jeweiligen Klagen gewéhrt werde.

Insoweit hat der Gerichtshof in den oben in Randnr. 205 angefithrten Urteilen entschieden, dass der
Unionsrichter, wenn ein Adressat einer Entscheidung Nichtigkeitsklage erhebt, nur mit den Teilen der
Entscheidung befasst wird, die diesen Adressaten betreffen. Diejenigen Teile, die andere Adressaten
betreffen, die die Entscheidung nicht angefochten haben, sind nicht Teil des Streitgegenstands, tiber
den der Unionsrichter zu entscheiden hat (Urteile Kommission/AssiDomin Kraft Products u. a., oben
in Randnr. 205 angefithrt, Randnr. 53, sowie ArcelorMittal Luxembourg/Kommission und
Kommission/ArcelorMittal Luxembourg u. a., oben in Randnr. 205 angefiihrt, Randnr. 142).

Zum einen ist jedoch festzustellen, dass diese Rechtsprechung im vorliegenden Fall nicht einschlégig
ist. Sie bezieht sich ndmlich auf die Wirkungen einer Teilnichtigerklairung einer Entscheidung. Sie ist
daher nicht geeignet, die Erwdgung in Frage zu stellen, der zufolge die Haftung der Muttergesellschaft,
wenn sie lediglich von derjenigen ihrer Tochtergesellschaft abgeleitet ist, nicht tiber diese hinausgehen
kann (vgl. in diesem Sinne Urteil Kommission/Tomkins, oben in Randnr. 191 angefiihrt, Randnrn. 46
bis 50). Unter diesen Umstédnden kann das Gericht auf die Muttergesellschaft im Rahmen der von
dieser erhobenen Klage und sofern diese einen entsprechenden Antrag gestellt hat, jegliche
Geldbuflenermifligung, die gegebenenfalls ihrer Tochtergesellschaft im Rahmen der von dieser
erhobenen Klage gewihrt wird, anwenden.

Zum anderen ist — sofern das Vorbringen der Kommission dahin zu verstehen ist, dass damit dargetan
werden soll, dass das Gericht wultra petita entschiede, wenn es dem zweiten von der Kldgerin zur
Stiitzung ihres Antrags auf GeldbufSenermifligung vorgebrachten Argument folgte - darauf
hinzuweisen, dass, wie oben in Randnr. 195 festgestellt, das Vorbringen der Kldgerin im Rahmen ihres
zweiten Antrags, mit dem hilfsweise die Ermafligung der ihr auferlegten Geldbufle begehrt wird, das
besagte Argument stiitzt. Das Gericht gewéhrt der Kldgerin daher im vorliegenden Fall in Anbetracht
dieses Vorbringens und nicht auf der Grundlage von Amts wegen beriicksichtigter Angriffsmittel eine
Geldbufienerméfliigung.

Zweitens hat die Kommission in Beantwortung einer miindlichen Frage des Gerichts im Wesentlichen
vorgetragen, die Erstreckung einer Geldbuflenermifliigung, die der Tochtergesellschaft im Rahmen
einer von dieser erhobenen Klage gewdhrt worden sei, auf die Muttergesellschaft setze, wie sich aus
Randnr. 56 des Urteils Kommission/Tomkins, oben in Randnr. 191 angefiihrt, ergebe, voraus, dass die
Muttergesellschaft und ihre Tochtergesellschaft in ihrer jeweiligen Klage éhnliche Klagegriinde geltend
machten. Im vorliegenden Fall habe die Klédgerin sich jedoch nicht auf einen angeblichen Fehler der
Kommission bei der Berechnung der gegen die Kligerin gesamtschuldnerisch mit ihren
Tochtergesellschaften verhdngten Geldbufie berufen.

Insoweit ist festzustellen, dass der Gerichtshof in Randnr. 56 des Urteils Kommission/Tomkins, oben
in Randnr. 191 angefiihrt, bestdtigt hat, dass das Gericht im Hinblick darauf, dass Tomkins plc in
ihrer Klage keinen Fehler bei der Anwendung eines Abschreckungsmultiplikators geltend gemacht
hatte, zu Recht die Geldbuflenerméfligung nicht auf die Muttergesellschaft im Rahmen der von dieser
erhobenen Klage erstreckt hatte, obwohl es im Rahmen der von Pegler Ltd, der Tochtergesellschaft von
Tombkins, erhobenen Klage die Geldbufle erméfliigt hatte, nachdem es einen solchen Fehler festgestellt
hatte (Urteil des Gerichts vom 24. Mirz 2011, Pegler/Kommission, T-386/06, Slg. 2011, II-1267,
Randnrn. 134 und 144).

ECLIL:EU:T:2013:440 5



211

212

213

ROCA SANITARIO / KOMMISSION

Nun hat die Kldgerin zwar im vorliegenden Fall keinen Fehler der Kommission bei der Berechnung der
ihr gesamtschuldnerisch mit Roca France auferlegten Geldbufle geltend gemacht, doch ist festzustellen,
dass sie im Gegensatz zu den in Randnr. 56 des Urteils Kommission/Tombkins, oben in Randnr. 191
angefiihrt, geschilderten Umstdnden formlich ein Argument vorgebracht hat, mit dem sie das Gericht
ersuchte, jegliche gegebenenfalls einer ihrer Tochtergesellschaften gewédhrte Geldbuflenermiafligung auf
sie zu erstrecken. Die in Randnr. 56 des Urteils Kommission/Tomkins, oben in Randnr. 191 angefiihrt,
angestellten Erwédgungen lassen sich daher nicht auf die vorliegende Rechtssache iibertragen.

Unter diesen Umstinden ist dem zweiten von der Kldgerin zur Stiitzung ihres Antrags auf
Geldbuflenermifligung vorgebrachten Argument zu folgen, soweit diese beantragt, in den Genuss
einer Roca France gewidhrten Geldbuflenerméafligung zu kommen.

Daher ist die gegen die Kldgerin gesamtschuldnerisch mit Roca France verhdngte GeldbufSe um 6 %,
d. h. 402 000 Euro, zu ermafligen. Folglich setzt das Gericht die Geldbufie auf 6 298 000 Euro fest.

[nicht wiedergegeben]
Aus diesen Griinden hat
DAS GERICHT (Vierte Kammer)

fiir Recht erkannt und entschieden:

1. Die in Art. 2 Abs. 4 Buchst. b des Beschlusses K(2010) 4185 endg. der Kommission vom
23. Juni 2010 in einem Verfahren nach Art. 101 [AEUV] und Art. 53 EWR-Abkommen
(Sache COMP/39092 - Badezimmerausstattungen) gegen Roca Sanitario, SA, verhingte
Geldbuf3e betriagt 6 298 000 Euro.

2. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Europiische Kommission triagt neben ihren eigenen Kosten ein Drittel der Kosten von
Roca Sanitario.

4. Roca Sanitario tragt zwei Drittel ihrer eigenen Kosten.
Pelikanova Jiriméae Van der Woude
Verkiindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. September 2013.

Unterschriften

6 ECLL:EU:T:2013:440



	Urteil des Gerichts (Vierte Kammer)
	Urteil
	Verfahren und Anträge der Parteien
	Rechtliche Würdigung
	2. Zum hilfsweise gestellten Antrag auf Ermäßigung der gegen die Klägerin verhängten Geldbuße
	Zum zweiten Argument, betreffend jede gegebenenfalls einer Tochtergesellschaft der Klägerin gewährte Ermäßigung
	Zur Zulässigkeit des zweiten Arguments
	Zur Begründetheit des zweiten Arguments






